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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz 

des Landes Brandenburg 
über die Gewährung von Zuwendungen 
an die Landkreise und kreisfreien Städte 

für Zufluchts- und Beratungsangebote 
für von Gewalt betroffene Frauen 

und ihre Kinder im Land Brandenburg

Vom 19. Oktober 2022

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 	 Das Land Brandenburg unterstützt seine Landkreise und 
kreisfreien Städte bei der Erfüllung ihrer kommunalen 
Aufgaben im Rahmen der Daseinsfürsorge nach § 2 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Zur För-
derung von Zufluchts- und Beratungsangeboten für von 
Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder leistet es an 
die Landkreise und kreisfreien Städte des Landes Bran-
denburg einen freiwilligen Beitrag nach Maßgabe dieser 
Förderrichtlinie und den Verwaltungsvorschriften für Zu-
wendungen an Gemeinden (GV) - VVG - zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO). 

	 Gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes und Arti
kel 26 Absatz 3 der Landesverfassung Brandenburg gehört 
die Fürsorge für von Gewalt betroffene Frauen und ihre 
Kinder zu den Schutzpflichten des Sozialstaates. Dies 
wird bekräftigt durch das Übereinkommen des Europa-
rats vom 11. Mai 2011 zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt (Istan-
bul-Konvention), das die Bundesrepublik Deutschland 
ratifiziert hat und auf das das Land Brandenburg hinwir-
ken möchte. 

	 Frauenhäuser und ihre Unterstützungsangebote sind 
Schutzräume zur Gewährung von Unterkunft und Hilfe 
bei Gewalterfahrung. Das Land Brandenburg hat ein er-
hebliches Landesinteresse daran, dass die Kommunen 
die Frauenschutzstrukturen in notwendigem Umfang 
vorhalten und das flächendeckende Angebot dieser Un-
terstützungsangebote gegeben ist.

1.2	 Die Zuwendungen des Landes sind freiwillige Leistun-
gen. Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungs-
behörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Dabei ist sicher
zustellen, dass die Landesmittel ordnungsgemäß verwen-
det werden und der Landeshaushaltsordnung Rechnung 
getragen wird. Die Einhaltung der Förderrichtlinie ist 
zwingend. Auf Grundlage der Förderrichtlinie sind 
Merkblätter von der Bewilligungsbehörde in Abstim-
mung mit dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, 

Integration und Verbraucherschutz (MSGIV) für die Erst-
empfangenden zu erstellen. 

	
1.3	 Zentrales Ziel der regionalorientierten Landesförderung 

ist der Schutz für von Gewalt betroffene Frauen und ihre 
Kinder durch

1.	 die Unterstützung der Landkreise und kreisfreien 
Städte als Beitrag zur Sicherung einer landesweiten 
Daseinsvorsorge, 

2.	 die Sicherung und nachhaltige Entwicklung qualifi-
zierter Zufluchts- und Beratungsangebote mittels 
umfassender und flächendeckender Versorgung im 
Rahmen einer Vorhaltestruktur, 

3.	 die Abbildung regionaler Strukturen und Bedarfe,
4.	 eine langfristige Annäherung an die Vorgaben der 

Istanbul-Konvention.

1.4	 Die Festbetragsförderung der Landkreise und kreisfreien 
Städte des Landes Brandenburg dient der umfassenden 
und flächendeckenden Versorgung im Rahmen einer Vor-
haltestruktur. Die Sicherung des Angebots für Frauen-
schutzstrukturen muss gewährleisten, dass betroffene 
Frauen in aktuellen Krisensituationen kurzfristig Hilfe 
erhalten. Zeitpunkt, Ort und Umfang des notwendigen 
Hilfebedarfs ist abhängig von der jeweiligen akuten 
Nachfrage. Daher müssen die Vorhaltestrukturen im Sin-
ne einer unabweisbar vorzuhaltenden Grundversorgung 
vorhanden sein. Für eine bedarfsgerechte und ausrei-
chende Versorgung der von Gewalt betroffenen Frauen 
müssen alle schutzsuchenden Frauen den Weg zum Hil-
fesystem finden können. Die schnelle räumliche Erreich-
barkeit muss hierbei gewährleistet sein. Sie ist eine wich-
tige Voraussetzung für einen zeitnahen Zugang zu Hilfe 
und gilt als Kriterium der Niedrigschwelligkeit.

2	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden anteilige Personal- und Sachausgaben 
von qualifizierten Zufluchts- und Beratungsangeboten 
(Frauenhäuser, Zufluchtswohnungen, ambulante Bera-
tungsangebote) für von Gewalt betroffene Frauen und 
ihre Kinder.

3	 Zuwendungsempfangende

3.1	 Erstempfangende der Zuwendungen sind die Landkreise 
und kreisfreien Städte des Landes Brandenburg, die un-
verzüglich die Zuwendung als Festbetragsfinanzierung in 
voller Höhe mit eigener Bescheiderteilung nach VVG 
Nr. 12 in Verbindung mit den Verwaltungsvorschriften  
- VV - Nr. 12 zu § 44 LHO an die Letztempfangenden 
weiterleiten.

3.2	 Letztempfangende der Zuwendung sind die Träger der 
Zufluchts- und Beratungsangebote, welche insbesondere 
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gemeinnützige, rechtsfähige Vereine oder Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege sind.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Eigenanteil

4.1.1	 Die Förderung von Personal- und Sachausgaben von Zu-
fluchts- und Beratungsangeboten erfolgt unter der Vor-
aussetzung, dass die Erstempfangenden im Sinne der 
kommunalen Daseinsfürsorge die erforderliche Gesamt-
finanzierung der Zufluchts- und Beratungsangebote sicher
stellen, wobei der Eigenanteil der Erstempfangenden an 
den zuwendungsfähigen Gesamtausgaben mindestens  
40 Prozent betragen soll. Zum Eigenanteil des Erstemp-
fangenden gehören auch Finanzierungsanteile von 
(kreisangehörigen) Kommunen. Um den kommunalen 
Finanzierungsanteil in vollem Umfang sichtbar zu ma-
chen, können Kommunen, die den Trägern der Hilfe
angebote Liegenschaften, Gebäude, Gebäudeteile, Woh-
nungen und Räume kostenlos oder zu einem verminder-
ten Mietzins zur Verfügung stellen, die entgangene Miete 
beziehungsweise den entgangenen Mietanteil als unbare 
Eigenmittel im Finanzierungsplan beziffern.

4.1.2	 Ausnahmen von der Höhe des zu erbringenden Eigen
anteils nach Nummer 4.1.1 kann die Bewilligungsbehörde 
nur nach Herstellung des Einvernehmens mit dem MSGIV 
nach Maßgabe der VVG Nr. 2.5 Satz 3 zu § 44 LHO zulas-
sen. Grundsätzlich ist die strikte Handhabung des 40-Pro-
zent-Kriteriums bei der Prüfung der Zuwendungsvorausset-
zungen einzuhalten. Die Anerkennung von kommunalen 
Anteilen unter 40 Prozent erfolgt nur im Ausnahmefall 
und bedarf einer umfassenden Dokumentation der Bewil-
ligungsbehörde über die Einvernehmensherstellung und 
Begründung.

	 Bei Unterschreitung des Eigenanteils unter 40 Prozent 
muss der Erstempfangende eine aussagekräftige, über-
prüfbare Erklärung und entsprechende Nachweise als 
Grundlage einer begründeten Entscheidungsvorlage er-
bringen, die ein Abweichen vom einschlägigen Grund-
satz rechtfertigen. Das schriftliche Einvernehmen des 
MSGIV für diese Ausnahmefälle muss vor einer Förder-
entscheidung der Bewilligungsbehörde vorliegen.

	 Bei Unterschreitung des Eigenanteils unter 20 Prozent ist 
für die Gewährung der Zuwendung die Vorlage eines 
Haushaltssicherungskonzeptes der betreffenden Land-
kreise oder kreisfreien Städte und die Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung durch das Ministerium der Finanzen 
und für Europa (MdFE) erforderlich.

4.1.3	 Zur Sicherstellung seines Eigenanteils und der erforderli-
chen Gesamtfinanzierung gibt der Erstempfangende bei 
Beantragung der Zuwendung eine entsprechende Erklä-
rung zur Erfüllung des Eigenmittelanteils ab. Im Antrags-
formular ist durch die Bewilligungsbehörde ein Passus 
aufzunehmen, mit dem die Landkreise und kreisfreien 
Städte bei Nichterreichung des kommunalen Anteils zu 

einer Erklärung im Sinne des Absatzes 1 aufgefordert 
werden.

4.2	 Sind mehrere Fördermittelgebende an der Finanzierung 
beteiligt, stellt der Erstempfangende das Einvernehmen 
zwischen den Fördermittelgebenden her.

4.3	 Voraussetzung für die Förderfähigkeit der Zufluchts- 
oder Beratungsangebote ist darüber hinaus die Einhal-
tung folgender Standards:

4.3.1	 Die Versorgung des Landkreises oder der kreisfreien 
Stadt soll durch mindestens ein Zufluchts- und Bera-
tungsangebot gewährleistet sein. Kooperationen angren-
zender Landkreise und/oder kreisfreier Städte sind nur in 
begründeten Ausnahmefällen und auf begrenzte Zeit för-
derfähig. Sie sind zu befristen und bedürfen der Zustim-
mung der Bewilligungsbehörde. Auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung ist Folgendes darzulegen:

-	 Umfang der gegenseitigen Leistungen,
-	 räumliche Erreichbarkeit,
-	 Erklärung, dass die Kooperation in Anzahl und Aus-

stattung dem Gesamtbedarf der Kommunen ent-
spricht.

4.3.2	 Für jedes zu fördernde Zufluchts- oder Beratungsangebot 
ist ein mit einem Votum der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten des Erstempfangenden versehenes 
Konzept erforderlich.

4.3.3	 Das Zufluchts- oder Beratungsangebot muss mindestens 
eine Mitarbeiterin beschäftigen, die die staatliche Aner-
kennung als Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin besitzt 
oder über gleichwertige Voraussetzungen oder einschlä-
gige Berufserfahrung verfügt. Insgesamt soll jeder Erst-
empfangende für seine Zufluchts- und Beratungsangebo-
te Mitarbeiterinnen im Umfang von mindestens zwei 
Vollzeitstellen beschäftigen. 

4.3.4	 Im Flächenland Brandenburg fungieren die Frauenhäuser 
mittlerweile als regionale Kompetenzzentren für Gewalt-
schutz, die mit zahlreichen Akteuren vor Ort und im 
Land kooperieren und ein Regionen übergreifendes 
Netzwerk darstellen. Der Letztempfangende hat sicher-
zustellen, dass die Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser die 
notwendige Kooperationsarbeit, Interessensvertretung 
und Qualifikation im Rahmen ihrer Arbeitszeit wahrneh-
men können.

	
	 Die Brandenburger Frauenhäuser übernehmen auch Auf-

gaben von Frauennotrufen und Frauenberatungsstellen, 
die in anderen Bundesländern in speziellen Fachbera-
tungs- und Interventionsstellen verortet sind. Die Frauen-
schutzeinrichtungen leisten vielzählige Hilfs-, Begleit- 
und Beratungsangebote. Sie unterstützen bei Zugang zu 
medizinischer Versorgung, Behördengängen und behörd-
licher Korrespondenz, vernetzen zu Ansprechpersonen in 
den relevanten Behörden und Einrichtungen, wie Ju-
gendämtern, Jobcentern, Kitas, Schulen, Flüchtlings
unterkünften, Wohnungsbaugesellschaften und andere. 
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Der Erstempfangende hat darauf hinzuwirken, dass die 
Arbeit der Frauenschutzeinrichtungen durch ein gut 
funktionierendes örtliches und regionales Hilfsnetzwerk 
- für Vorsorge, Akuthilfe, Nachsorge/Reintegration - be-
stehender Strukturen unterstützt wird.

	 Angebote für von Gewalt betroffene Frauen und ihre 
Kinder umfassen: 

1.	 die Aufnahme und Erstintervention von gewalt
betroffenen Frauen und ihren Kindern jederzeit und 
unabhängig von ihrem Wohn- oder bisherigen Auf-
enthaltsort,

2.	 die Gefährdungseinschätzung für die Gewaltbetroffe-
nen, die Mitarbeiterinnen und die Frauenhausbewoh-
nerinnen mit den relevanten Sicherheitsbehörden,

3.	 die psychosoziale und sozialpädagogische Beratung 
und Begleitung der Frauen während des Aufenthalts 
in der Zufluchtsstätte,

4.	 die Beratung und Unterstützung ratsuchender Frauen 
auch ohne einen Aufenthalt in einer Zufluchtsstätte,

5.	 die Arbeit mit den Kindern der schutzsuchenden 
Frauen,

6.	 die Zusammenarbeit mit dem bundesweiten Hilfe
telefon und

7.	 die Bereitstellung von (ehrenamtlichen) Sprachmitt-
lerinnen/Dolmetscherinnen.

	 Die Zuwendungsempfangenden haben sicherzustellen, 
dass die oben genannten Angebote und Aufgaben umge-
setzt werden. 

4.3.5	 Die Zufluchtsstätte gewährt ausschließlich physisch, 
psychisch und sexuell misshandelten sowie von häusli-
cher Gewalt bedrohten Frauen und ihren Kindern Schutz 
und Unterstützung.

4.3.6	 Ambulante Beratungsangebote sind nur dann förderfä-
hig, wenn sie von Gewalt betroffene Frauen psychosozial 
und sozialpädagogisch beraten, Auskunft und Hilfe zu 
Handlungsmöglichkeiten nach den einschlägigen Geset-
zen geben und die Frauen bei der Inanspruchnahme an-
derer Hilfen unterstützen. Auf Anfrage können auch an-
dere Personen und Einrichtungen beraten werden.

4.3.7	 Die Zuwendungsempfangenden haben darauf hinzuwir-
ken, dass das Platz- und Raumangebot der Frauenschutz-
einrichtung eine hinreichende Ausstattung mit Familien-
zimmern und Spiel-, beziehungsweise Aufenthaltsmög-
lichkeiten für Kinder (innen und außen) enthält. Zu-
kunftsweisend soll darauf hingewirkt werden, das Raum-
angebot grundsätzlich in Form von Familienzimmern 
vorzuhalten, dabei sind flexible Raumgestaltungs- und 
Bettenlösungen möglich.

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuweisung

5.4	 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

	 Zuwendungsfähige Ausgaben umfassen die Personal- 
und Sachausgaben für die Zufluchts- und Beratungsange-
bote.

5.4.1	 Unbeschadet der Buchstaben b und c beträgt der Förder-
höchstbetrag jährlich maximal 111 878 Euro nach den 
Nummern 5.4.2 und 5.4.3 je Landkreis oder kreisfreie 
Stadt. Aufbauend auf die Sockelfinanzierung in Höhe 
von maximal 62 500 Euro ist eine Finanzierungsaufsto-
ckung bis zu 49 378 Euro je Landkreis oder kreisfreie 
Stadt möglich. 

	
a)	 Mit einem pauschalen Sockelbetrag soll in allen 

Landkreisen und kreisfreien Städten die allgemeine 
Grundlast der Vorhaltestruktur finanziert werden. 

b)	 Zusätzliche Fördermittel in Höhe von 44 382 Euro 
stehen zweckgebunden für weitere personelle Aus-
stattungsbedarfe zur Verfügung. Diese können in den 
Einrichtungen je nach regionaler Bedarfslage für zu-
sätzliche Betreuung und Beratungen gewährt werden.

c)	 Darüber hinaus können zusätzliche Mittel bis zur 
Höhe von 4 996 Euro beantragt werden. Diese Lan-
desmittel sollen einen Anreiz liefern, das Platz- bezie-
hungsweise Raumangebot in den Schutzeinrichtun-
gen zielgerichtet auszubauen und regionale Unter-
schiede in Flächengröße und Einwohnerzahl der 
Landkreise und kreisfreien Städte zu berücksichtigen. 
Die Inanspruchnahme der Mittel erfordert die Einhal-
tung mindestens eines der nachfolgenden Kriterien:

-	 die Einrichtung erfüllt entweder die Platzvorga-
ben des Europarates mit 1 vorgehaltenem Platz 
pro 7 500 Einwohnerinnen und Einwohner oder 
die Raumvorgaben der Istanbul-Konvention mit 
1 Familienzimmer (≈ 2,6 Plätze pro Raum) pro 
10 000 Einwohnerinnen und Einwohner oder

-	 der Landkreis oder die kreisfreie Stadt verfügt in 
Bezug auf das Land Brandenburg entweder über 
eine überdurchschnittliche Einwohnerdichte oder 
hat eine überdurchschnittliche Gebietsgröße.

	
5.4.2	 Personalkosten

	 Für die Förderung der Personalkosten ist die Bemessungs-
grundlage der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L). Als Obergrenze für die Sockelförderung 
von Personalausgaben für die Mitarbeiterinnen in den Zu-
fluchts- und Beratungsangeboten gilt die vom Ministerium 
der Finanzen und für Europa festgelegte Höhe der Perso-
naldurchschnittskosten für Tarifbeschäftigte der Entgelt-
gruppe E 9 bei Vorliegen der fachlichen und eingruppie-
rungsrechtlichen Voraussetzungen (siehe Nummer 4.3.3). 
Darüber hinaus ist hier ein Verwaltungsstellenanteil in 
Höhe von 20 Prozent der Personaldurchschnittskosten 
nach E 4 TV-L förderfähig. 

	 Im Falle der Gewährung zusätzlicher Fördermittel nach 
Nummer 5.4.1 Buchstabe b und c gelten Satz 1 und 2 
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entsprechend, dass höchstens bis zu 80 Prozent der Per-
sonalkosten förderfähig sind.

	 Die Förderung von Personalkosten für Teilzeitstellen ist 
zulässig. 

5.4.3	 Sachkosten

	 Sachkosten der Zufluchts- und Beratungsangebote kön-
nen in einer Höhe von bis zu 20 Prozent der bewilligten 
Personalausgaben gefördert werden.

	 Förderfähig sind alle Sachkosten, die zum Betrieb der 
Zufluchts- und Beratungsangebote notwendig und der 
Höhe nach angemessen sind, wie beispielsweise Miet- 
und Mietnebenkosten, Instandhaltungskosten, Kosten für 
gesetzliche Pflichtversicherungen, Büro- und Ver-
brauchsmaterial, Reisekosten und Fortbildungskosten. 

	 Nicht förderfähig sind insbesondere freiwillige Versiche-
rungen, Verpflegung und Lebensmittel.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Die Weiterleitung der Zuwendung an die Letztempfangen-
den ist nur zulässig, wenn der Erstempfangende sicher-
stellt, dass der Letztempfangende die Zuwendungsbestim-
mungen dieser Förderrichtlinie einhält. 

	 Die Zuwendung des Landes ist vollständig und unver-
züglich als Festbetragsfinanzierung mit eigener Bescheid
erteilung an den Träger (Letztempfangenden) weiterzu-
leiten. Die als Anlage beizufügenden ANBest-P (Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung) sind zum Bestandteil des Bescheides an 
den Letztempfangenden zu erklären. Zudem sind die er-
gänzenden Nebenbestimmungen - soweit zutreffend - un-
mittelbar in den Bescheid an den Letztempfangenden zu 
übernehmen.   

	 Eine Kopie jedes Bescheides ist der Bewilligungsbehör-
de bis zum 30. Juni des Förderjahres zu übergeben.

6.2	 Der Erstempfangende prüft die ordnungsgemäße und 
sachgerechte Verwendung der Zuwendung durch den 
Letztempfangenden.

6.3	 Mitteilungspflichten der Erstempfangenden 

	 Auch bei Trägerwechsel und Neuausschreibung ist für 
jedes zu fördernde Zufluchts- oder Beratungsangebot ein 
mit einem Votum der Gleichstellungsbeauftragten des 
Erstempfangenden versehenes Konzept und gegebenen-
falls die Kooperationsvereinbarung erforderlich.

6.4	 Statistik

6.4.1	 Die Erstempfangenden haben der Bewilligungsbehörde 
die Statistiken zu Kapazitäten beziehungsweise zur Bele-
gung von Räumen und Plätzen, Aussagen zu Nichtauf-
nahme beziehungsweise Weiterleitung sowie externer 

Beratung und Begleitung sowie statistische Angaben zu 
Bewohnerinnen und Kindern von Frauenhäusern und Zu-
fluchtswohnungen bis zum 31. März des Folgejahres vor-
zulegen. 

	
6.4.2	 Ziel ist es, die Statistik als Steuerungsmittel für den ziel-

gerichteten und wirtschaftlichen Einsatz der Landesmit-
tel im Sinne der Erfolgskontrolle zu nutzen. Die Bewilli-
gungsbehörde ist angehalten, die Statistik inhaltlich zu 
bewerten, zu dokumentieren und entsprechend wichtige 
Erkenntnisse dem MSGIV zu übermitteln, um daraus 
Handlungserfordernisse abzuleiten. Das MSGIV erhält 
insbesondere zu Entwicklungen und Problemlagen pro-
aktiv schriftliche Informationen der Bewilligungsbehör-
de. 

6.5	 Die Zuwendungsempfangenden haben darauf hinzuwir-
ken, dass die geförderten Angebote für Menschen mit 
Behinderungen oder Beeinträchtigungen diskriminie-
rungs- und barrierefrei im Sinne des Brandenburgischen 
Behindertengleichstellungsgesetzes sind. Mit dem An-
trag sind die Maßnahmen darzustellen, mit denen Men-
schen mit Behinderungen oder Beeinträchtigungen der 
Zugang zu den geförderten Angeboten ermöglicht wird. 

	 Für jedes zu fördernde Zufluchts- oder Beratungsangebot 
ist ein positives Votum der von dem Landkreis oder von 
der kreisfreien Stadt beauftragten Person für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen erforderlich.

7	 Verfahren

7.1	 Bewilligungsbehörde

	 Landesamt für Soziales und Versorgung 
	 des Landes Brandenburg
	 Dezernat 53
	 Lipezker Straße 45, Haus 5
	 03048 Cottbus.

7.2	 Antrags- und Bewilligungsverfahren

	 Die Anträge auf Zuwendung sind durch die Erstempfan-
genden bis zum 15. November des Jahres unter Verwen-
dung des vorgegebenen Antragsformulars bei der Bewil-
ligungsbehörde zu stellen.

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Zuwendung wird im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel anteilig zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
sowie am 15. November des Jahres ohne Anforderung 
auf das bekannte Konto durch die Bewilligungsbehörde 
überwiesen.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Die Erstempfangenden legen der Bewilligungsbehörde 
bis zum 30. Juni des auf die Zuwendung folgenden Jah-
res den einfachen Verwendungsnachweis entsprechend 
VVG Nr. 10 zu § 44 LHO vor. Dem Verwendungsnach-
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weis des Erstempfangenden sind die geprüften Verwen-
dungsnachweise der Letztempfangenden beizufügen. 
Die Prüfung der Verwendungsnachweise der Letztemp-
fangenden ist von dem Erstempfangenden in einem eben-
falls beizufügenden Prüfvermerk ausdrücklich zu bestäti-
gen. Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Belege und 
Nachweise (Arbeitsverträge, Jahreslohnsteuernachweise, 
Jahreslohnkonten und anderes) anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen 
zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der 
Zuwendungsempfangende hat die erforderlichen Unter-
lagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu 
erteilen.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

7.5.1	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VVG zu § 44 
LHO. 

	 Dem Verwendungsnachweis ist im Rahmen der Erfolgs-
kontrolle eine detaillierte Darstellung beizufügen über die 
Erfüllung der unter Nummer 4 aufgeführten Zuwendungs-
voraussetzungen (tabellarische Auflistung Nummern 4.1 
bis 4.3.6). Bei der Erfolgskontrolle im Rahmen der Ver-
wendungsnachweisprüfung ist ein den Vorgaben der VV 
Nr. 11a zu § 44 LHO in Verbindung mit VV Nr. 2.2 zu  
§ 7 LHO entsprechendes Verfahren sicherzustellen.

7.5.2	 Eine Förderung kann insbesondere dann widerrufen wer-
den, wenn eine Fördervoraussetzung nach Nummer 4 
wegfällt. Der Erstempfangende ist verpflichtet, der Be-
willigungsbehörde unverzüglich nach Kenntnis den 
Wegfall der Fördervoraussetzung mitzuteilen. Im Übri-
gen gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung an Gemeinden (GV) 
(ANBest-G).

7.5.3	 Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei dem Zuwen-
dungsempfangenden zu prüfen. Hat der Zuwendungs-
empfangende Mittel an Dritte weitergeleitet, darf er auch 
bei diesen prüfen. Eine überörtliche Prüfung nach dem 
Gemeindehaushaltsrecht bleibt unberührt (Nummer 8.2 
ANBest-G).

8	 Geltungsdauer

	 Diese Förderrichtlinie tritt am 1. Januar 2023 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft.

Sechste Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Zweckverbandes 

Digitale Kommunen Brandenburg

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Gesch.Z.: 33-347-21
Vom 20. Oktober 2022

I.

Genehmigung

Gemäß § 41 Absatz 3 Nummer 4 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) geneh-
mige ich als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde nach § 42 Ab-
satz 5 Satz 1 GKGBbg den mit der mir vorgelegten Sechsten 
Änderungssatzung zur Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Digitale Kommunen Brandenburg erfolgenden Beitritt des Am-
tes Bad Wilsnack/Weisen, der Gemeinden Mühlenbecker Land 
und Oberkrämer sowie der Städte Doberlug-Kirchhain, 
Großräschen, Guben, Friedland (Niederlausitz), Luckenwalde, 
Ludwigsfelde, Pritzwalk, Velten und Werder (Havel) zum 
Zweckverband. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Cottbus erhoben 
werden.

Im Auftrag
Stevener

II.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

„Sechste Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Zweckverbandes 

Digitale Kommunen Brandenburg

Vom 6. September 2022

Aufgrund des § 18 Satz 1 des Gesetzes über kommunale  
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) vom 
10. Juli 2014 (GVBI. I Nr. 32), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Zweiten Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit vom 19. Juni 2019 (GVBI. I Nr. 38, S. 1), hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Digitale Kommu-
nen Brandenburg in ihrer 8. Sitzung am 6. September 2022 fol-
gende Änderung der Verbandssatzung beschlossen:

Artikel 1
Änderungen der Verbandssatzung

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Digitale Kommu-
nen Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom  
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8. April 2020 (Amtsblatt für Brandenburg, 2020, Nummer 14, 
Seite 290), zuletzt geändert durch die Fünfte Satzung zur Ände-
rung der Verbandssatzung vom 23. Juni 2022 (Amtsblatt für 
Brandenburg, Nummer 24 aus 2022, Seite 562), wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

	 „(4) Die Verbandsversammlung tagt grundsätzlich in 
Präsenzsitzung. Vertretungspersonen von Verbands
mitgliedern können auf begründeten Antrag an der  
Sitzung per Video teilnehmen, soweit dies technisch 
möglich ist. Ein begründeter Antrag liegt vor, wenn die 
Vertretungsperson und ihre allgemeine oder erste Stell-
vertretung anderenfalls ihre persönliche Teilnahme an 
der Sitzung aus beruflichen, familiären, gesundheitlichen 
oder vergleichbaren Gründen nicht ermöglichen könnte. 
Im Übrigen findet § 34 Absatz 1a Satz 4 ff. BbgKVerf 
Anwendung.“

b)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden zu den Absät-
zen 5 und 6.

2.	 Anlage 1 wird wie folgt gefasst:

„Verbandsmitglieder nach § 2 Satz 1 sind:

1.	 Amt Bad Wilsnack/Weisen
2.	 Amt Biesenthal-Barnim
3.	 Amt Brück
4.	 Amt Dahme/Mark
5.	 Amt Elsterland
6.	 Amt Gransee und Gemeinden
7.	 Amt Kleine Elster (Niederlausitz)
8.	 Amt Lebus
9.	 Amt Lindow (Mark)
10.	Amt Neustadt (Dosse)
11.	Amt Neuzelle
12.	Amt Niemegk
13.	Amt Peitz/Picnjo
14.	Amt Rhinow
15.	Gemeinde Eichwalde
16.	Gemeinde Fehrbellin
17.	Gemeinde Heideblick
18.	Gemeinde Heidesee
19.	Gemeinde Märkische Heide
20.	Gemeinde Michendorf
21.	Gemeinde Mühlenbecker Land
22.	Gemeinde Nuthetal
23.	Gemeinde Oberkrämer
24.	Gemeinde Panketal
25.	Gemeinde Rüdersdorf bei Berlin
26.	Gemeinde Schipkau
27.	Gemeinde Schöneiche bei Berlin
28.	Gemeinde Schönwalde-Glien
29.	Gemeinde Schorfheide
30.	Gemeinde Schwielowsee
31.	Gemeinde Tauche
32.	Gemeinde Uckerland

33.	Gemeinde Wolfersdorf
34.	Gemeinde Wusterhausen/Dosse
35.	Gemeinde Wustermark
36.	Gemeinde Zeuthen
37.	Landeshauptstadt Potsdam
38.	Stadt Altlandsberg
39.	Stadt Angermünde
40.	Stadt Bad Belzig
41.	Stadt Bad Freienwalde (Oder)
42.	Stadt Beelitz
43.	Stadt Bernau bei Berlin
44.	Stadt Cottbus/Chóśebuz
45.	Stadt Doberlug-Kirchhain
46.	Stadt Falkensee
47.	Stadt Friedland
48.	Stadt Fürstenberg/Havel
49.	Stadt Großräschen
50.	Stadt Guben
51.	Stadt Hohen Neuendorf
52.	Stadt Königs Wusterhausen
53.	Stadt Kremmen
54.	Stadt Kyritz
55.	Stadt Lauchhammer
56.	Stadt Luckenwalde
57.	Stadt Ludwigsfelde
58.	Stadt Oranienburg
59.	Stadt Premnitz
60.	Stadt Pritzwalk
61.	Stadt Senftenberg/Zy Komorow
62.	Stadt Spremberg/Grodk
63.	Stadt Velten
64.	Stadt Werder (Havel)
65.	Stadt Werneuchen
66.	Stadt Wittenberge
67.	Stadt Wittstock/Dosse
68.	Städte- und Gemeindebund Brandenburg e. V.
69.	Zweckverband Bauhof TKS.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekannt
machung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft.

Cottbus, 18. Oktober 2022

gez. Kerstin Hoschke
stellv. Verbandsvorsteherin“

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 8. November 2022

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 Ost-
seebad Rerik, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
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Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 15868 Lieberose auf 
dem Grundstück in der Gemarkung Trebitz, Flur 2, Flurstück 22 
eine Windkraftanlage (WKA) vom Typ eno 160 - 6,0 MW zu 
errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt.

Die Windkraftanlage vom Typ eno 160 - 6,0 MW hat eine Na-
benhöhe von 165 m, einen Rotordurchmesser von 160 m und 
damit eine Gesamthöhe von 245 m. Die elektrische Leistung 
beträgt 6,0 MW. Zur Windkraftanlage gehören Getriebe, Ma-
schinenhaus, Beton-Hybridturm, Fundament, Zuwegung und 
Kranstellfläche. Für das Vorhaben ist eine Waldumwandlung 
erforderlich.

Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein kumulierendes Vorhaben nach  
§§ 10, 11 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für Dezember 2023 vorgese-
hen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vor
liegenden abschließenden Stellungnahmen sind einen Monat 
vom 16. November 2022 bis einschließlich 15. Dezember 
2022 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetpor-
tal unter https://www.uvp-verbund.de unter der Vorhaben-ID 
Süd-G01521 jederzeit und für jedermann einsehbar.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere Prognosen zu Schallimmissionen und Schattenwurf, 
den Landschaftspflegerischen Begleitplan, die artenschutz-
rechtlichen Fachbeiträge zu Vögeln und Fledermäusen sowie 
eine Kurzbeschreibung mit allgemein verständlicher Zusam-
menfassung der Angaben zum Standort, zum Vorhaben und zu 
den zu erwartenden Umweltauswirkungen.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden im oben genannten Zeitraum die ge-
nannten Unterlagen

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 im Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz und

-	 in der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorhe
rige Anmeldung unter folgenden Kontaktdaten erforderlich:

-	 Landesamt für Umwelt: 
	 Telefon: 0355 4991-1421 
	 oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de, 
-	 Amt Lieberose/Oberspreewald in Straupitz: 
	 Telefon: 035475 863-0 und 
	 in Lieberose: 
	 Telefon: 033671 638-51 
	 oder per E-Mail: amt@lieberose-oberspreewald.de,
-	 Stadt Friedland: 
	 Telefon: 033676 609-10 
	 oder per E-Mail: info@friedland-nl.de.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich 
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01521 
schriftlich oder elektronisch

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die 
E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 beim Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz oder an die E-Mail-Adres
se: amt@lieberose-oberspreewald.de und

-	 bei der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 
in 15848 Friedland oder an die E-Mail-Adresse: info@
friedland-nl.de sowie

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen

erhoben werden.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und frist
gerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist für den 8. März 2023 um 10 Uhr  
im Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lieberose (Saal), 

https://www.uvp-verbund.de
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose vorgesehen. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit diese für die Prüfung der Geneh-
migungsvoraussetzungen von Bedeutung sein können. Dazu 
wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit 
gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Genehmigungs
behörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörterung 
an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erör
terungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwen-
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu  
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 8. November 2022

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 Ost-
seebad Rerik, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 15868 Lieberose auf 
den Grundstücken in der Gemarkung Trebitz, Flur 1, Flurstück 3 
und Flur 2, Flurstück 8 vier Windkraftanlagen (WKA) vom  
Typ eno 160 - 6,0 MW zu errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt.

Die Windkraftanlagen vom Typ eno 160 - 6,0 MW haben eine 
Nabenhöhe von 165 m, einen Rotordurchmesser von 160 m und 
damit eine Gesamthöhe von 245 m. Die elektrische Leistung 
beträgt jeweils 6,0 MW. Zu den Windkraftanlagen gehören je-
weils Getriebe, Maschinenhaus, Beton-Hybridturm, Funda-
ment, Zuwegung und Kranstellfläche. Für das Vorhaben ist eine 
Waldumwandlung erforderlich.

Es handelt sich um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen  
(4. BImSchV) sowie um ein kumulierendes Vorhaben nach  
§§ 10, 11 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für Dezember 2023 vorgese-
hen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
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mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vor
liegenden abschließenden Stellungnahmen sind einen Monat 
vom 16. November 2022 bis einschließlich 15. Dezember 
2022 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetpor-
tal unter https://www.uvp-verbund.de unter der Vorhaben-ID 
Süd-G01621 jederzeit und für jedermann einsehbar.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere Prognosen zu Schallimmissionen und Schattenwurf, 
den Landschaftspflegerischen Begleitplan, die artenschutz-
rechtlichen Fachbeiträge zu Vögeln und Fledermäusen sowie 
eine Kurzbeschreibung mit allgemein verständlicher Zusam-
menfassung der Angaben zum Standort, zum Vorhaben und zu 
den zu erwartenden Umweltauswirkungen.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden im oben genannten Zeitraum die ge-
nannten Unterlagen

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 im Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz und

-	 in der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorhe
rige Anmeldung unter folgenden Kontaktdaten erforderlich:

-	 Landesamt für Umwelt: 
	 Telefon: 0355 4991-1421 
	 oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de, 
-	 Amt Lieberose/Oberspreewald in Straupitz: 
	 Telefon: 035475 863-0 und 
	 in Lieberose: 
	 Telefon: 033671 638-51 
	 oder per E-Mail: amt@lieberose-oberspreewald.de,
-	 Stadt Friedland: 
	 Telefon: 033676 609-10 
	 oder per E-Mail: info@friedland-nl.de.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich 
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01621 
schriftlich oder elektronisch

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die 
E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 beim Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz oder an die E-Mail-Adres
se: amt@lieberose-oberspreewald.de und

-	 bei der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 
in 15848 Friedland oder an die E-Mail-Adresse: info@
friedland-nl.de sowie

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen

erhoben werden.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist für den 8. März 2023 um 10 Uhr im 
Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lieberose (Saal), 
Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose vorgesehen. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit diese für die Prüfung der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein können. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Ge-
legenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Geneh-
migungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die 
Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 
der Erörterungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden. 

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 

https://www.uvp-verbund.de
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 8. November 2022

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 Ost-
seebad Rerik, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 15868 Lieberose auf 
den Grundstücken in der Gemarkung Trebitz, Flur 1, Flurstück 3, 

Flur 2, Flurstücke 1 und 8 vier Windkraftanlagen (WKA) vom 
Typ eno 160 - 6,0 MW zu errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt.

Die Windkraftanlagen vom Typ eno 160 - 6,0 MW haben eine 
Nabenhöhe von 165 m, einen Rotordurchmesser von 160 m und 
damit eine Gesamthöhe von 245 m. Die elektrische Leistung 
beträgt jeweils 6,0 MW. Zu den Windkraftanlagen gehören je-
weils Getriebe, Maschinenhaus, Beton-Hybridturm, Funda-
ment, Zuwegung und Kranstellfläche. Für das Vorhaben ist eine 
Waldumwandlung erforderlich.

Es handelt sich um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen  
(4. BImSchV) sowie um ein kumulierendes Vorhaben nach  
§§ 10, 11 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für Dezember 2023 vorgese-
hen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-
genden abschließenden Stellungnahmen sind einen Monat vom 
16. November 2022 bis einschließlich 15. Dezember 2022 
über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal unter 
https://www.uvp-verbund.de unter der Vorhaben-ID Süd-
G01721 jederzeit und für jedermann einsehbar.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere Prognosen zu Schallimmissionen und Schattenwurf, 
den Landschaftspflegerischen Begleitplan, die artenschutz-
rechtlichen Fachbeiträge zu Vögeln und Fledermäusen sowie 
eine Kurzbeschreibung mit allgemein verständlicher Zusam-
menfassung der Angaben zum Standort, zum Vorhaben und zu 
den zu erwartenden Umweltauswirkungen.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden im oben genannten Zeitraum die ge-
nannten Unterlagen
 
-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-

schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 im Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz und

-	 in der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland

https://www.uvp-verbund.de
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ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorhe
rige Anmeldung unter folgenden Kontaktdaten erforderlich:

-	 Landesamt für Umwelt: 
	 Telefon: 0355 4991-1421 
	 oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de, 
-	 Amt Lieberose/Oberspreewald in Straupitz: 
	 Telefon: 035475 863-0 und 
	 in Lieberose: 
	 Telefon: 033671 638-51 
	 oder per E-Mail: amt@lieberose-oberspreewald.de,
-	 Stadt Friedland: 
	 Telefon: 033676 609-10 
	 oder per E-Mail: info@friedland-nl.de.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich 
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01721 
schriftlich oder elektronisch

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die 
E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 beim Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz oder an die E-Mail-Adres
se: amt@lieberose-oberspreewald.de und

-	 bei der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 
in 15848 Friedland oder an die E-Mail-Adresse: info@
friedland-nl.de sowie

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen

erhoben werden.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und frist
gerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist für den 8. März 2023 um 10 Uhr im 
Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lieberose (Saal), 
Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose vorgesehen. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit diese für die Prüfung der Ge-

nehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein können. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Ge-
legenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Geneh-
migungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die 
Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 
der Erörterungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden. 

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 15868 Lieberose OT Trebitz

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 8. November 2022

Die Firma eno energy GmbH, Straße am Zeltplatz 7 in 18230 Ost-
seebad Rerik, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 15868 Lieberose auf 
dem Grundstück in der Gemarkung Trebitz, Flur 1, Flurstück 7/2 
eine Windkraftanlage (WKA) vom Typ eno 160 - 6,0 MW zu 
errichten und zu betreiben.

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt.

Die WKA vom Typ eno 160 - 6,0 MW hat eine Nabenhöhe von 
165 m, einen Rotordurchmesser von 160 m und damit eine Ge-
samthöhe von 245 m. Die elektrische Leistung beträgt 6,0 MW. 
Zur Windkraftanlage gehören Getriebe, Maschinenhaus, Be-
ton-Hybridturm, Fundament, Zuwegung und Kranstellfläche. 
Für das Vorhaben ist eine Waldumwandlung erforderlich.

Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4. BImSchV) sowie um ein kumulierendes Vorhaben nach  
§§ 10, 11 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für Dezember 2022 vorgese-
hen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-

genden abschließenden Stellungnahmen sind einen Monat vom 
16. November 2022 bis einschließlich 15. Dezember 2022 
über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal unter 
https://www.uvp-verbund.de unter der Vorhaben-ID Süd-
G01921 jederzeit und für jedermann einsehbar.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere Prognosen zu Schallimmissionen und Schattenwurf, 
den Landschaftspflegerischen Begleitplan, die artenschutz-
rechtlichen Fachbeiträge zu Vögeln und Fledermäusen sowie 
eine Kurzbeschreibung mit allgemein verständlicher Zusam-
menfassung der Angaben zum Standort, zum Vorhaben und zu 
den zu erwartenden Umweltauswirkungen.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden im oben genannten Zeitraum die ge-
nannten Unterlagen
 
-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-

schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 im Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz und

-	 in der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 in 
15848 Friedland

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorhe
rige Anmeldung unter folgenden Kontaktdaten erforderlich:

-	 Landesamt für Umwelt: 
	 Telefon: 0355 4991-1421 
	 oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de, 
-	 Amt Lieberose/Oberspreewald in Straupitz: 
	 Telefon: 035475 863-0 und 
	 in Lieberose: 
	 Telefon: 033671 638-51 
	 oder per E-Mail: amt@lieberose-oberspreewald.de,
-	 Stadt Friedland: 
	 Telefon: 033676 609-10 
	 oder per E-Mail: info@friedland-nl.de.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich 
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01921 
schriftlich oder elektronisch

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die 
E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de,

-	 beim Amt Lieberose/Oberspreewald in der Stadt Lieberose, 
Bauamt, Markt 4 in 15868 Lieberose und im Hauptamt, 
Kirchstraße 11 in 15913 Straupitz oder an die E-Mail-Adres
se: amt@lieberose-oberspreewald.de und

https://www.uvp-verbund.de
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-	 bei der Stadt Friedland, Stadtverwaltung, Lindenstraße 13 
in 15848 Friedland oder an die E-Mail-Adresse: info@
friedland-nl.de sowie

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen

erhoben werden.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist für den 8. März 2023 um 10 Uhr im 
Bürgerzentrum „Darre“ der Stadt Lieberose (Saal), 
Schlosshof 3 a in 15868 Lieberose vorgesehen. Dieser Termin 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen zu erörtern, soweit diese für die Prüfung der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein können. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Ge-
legenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Geneh-
migungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die 
Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 
der Erörterungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert 
werden. 

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls gesondert öffentlich bekannt ge-
macht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Wesentliche Änderung einer Anlage 
zur Herstellung von Papier (Papiermaschine 1)

in 03130 Spremberg OT Schwarze Pumpe

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 8. November 2022

Die Firma Hamburger Rieger GmbH, Papierfabrik Spremberg, An 
der Heide B 5 in 03130 Spremberg, beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
den Grundstücken in der Gemarkung Spremberg, Flur 36, Flur-
stück 252 eine Anlage zur Herstellung von Papier wesentlich zu 
ändern.

Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 6.2.1 GE des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 6.2.1 X 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits
prüfung (UVPG).

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen eine Kapazitätsstei
gerung der Papiermaschine 1 auf 1 300 Tonnen pro Tag. Für das 
Vorhaben der geplanten Kapazitätserhöhung sind keine bau
lichen Neuerrichtungen oder technischen Veränderungen an der 
Anlage erforderlich. Die Kapazitätserhöhung wird neben dem 
Umstand der höheren Flächengewichte, durch Optimierung der 
Bahngeschwindigkeit, Standardisierung von Prozessen und Ab-
läufen sowie einer optimaleren Ausnutzung der Maschinen
breite/Arbeitsbreite erreicht. Es wird sich neben der produzierten 
Papiermenge auch der Einsatz von Altpapier, Füllstoffen und 
sonstigen Produktionshilfsmitteln und somit auch die An- und 
Abtransporte durch LKW erhöhen.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im März 2023 vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags nach BImSchG so-
wie der dazugehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß  
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungs-
gemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der 
COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) 
durch eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet  
ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie weitere entscheidungserheb
liche Unterlagen sind einen Monat vom 16. November 2022 bis 
einschließlich 15. Dezember 2022 über das länderübergreifende 
zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de 
jederzeit und für jedermann einsehbar.

Die veröffentlichten Unterlagen enthalten die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens, insbe-
sondere eine Immissionsprognose für Geruch, Stickstoff und 
Staub, eine Schallimmissionsprognose und eine aktualisierte 
störfallrechtliche Bewertung sowie eine Kurzbeschreibung mit 
allgemein verständlicher Zusammenfassung der Angaben zum 
Standort, zum Vorhaben und zu den zu erwartenden Umwelt-
auswirkungen.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die da-
zugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus,

-	 in der Stadtverwaltung Spremberg, Fachbereich Planen und 
Bauen, Sachgebiet Stadtplanung, Dienstgebäude 1, Rat-
haus der Stadt im Kassenvorraum im Erdgeschoss, Am 
Markt 1 in 03130 Spremberg und

-	 bei der Gemeindeverwaltung Spreetal, Sachgebiet Bau
wesen, Zimmer 1, Spremberger Straße 25 in 02979 Spreetal 
OT Burgneudorf

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter folgen-
den Kontaktdaten erforderlich:

-	 Landesamt für Umwelt: 
	 Telefon: 0355 4991-1421
	 oder per E-Mail: t12@lfu.brandenburg.de,
-	 Stadt Spremberg: 
	 Telefon: 03563 340584/03563 340-0
	 oder per E-Mail: �c.kitte@stadt-spremberg.de, 
	 ZentralePoststelle@stadt-spremberg.de,
-	 Gemeindeverwaltung Spreetal: 
	 Telefon: 03572 52024 
	 oder per E-Mail: fichtner-f@spreetal.de.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich  
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G04322 
schriftlich oder elektronisch

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder elek
tronisch an die E-Mail-Adresse: t12@lfu.brandenburg.de, 

-	 bei der Stadtverwaltung Spremberg, Fachbereich Pla- 
nen und Bauen, Sachgebiet Stadtplanung, Am Markt 1 in  
03130 Spremberg oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: 
c.kitte@stadt-spremberg.de sowie

-	 bei der Gemeindeverwaltung Spreetal, Sachgebiet Bauwe-
sen/Liegenschaften, Spremberger Straße 25 in 02979 Spree-
tal OT Burgneudorf oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: 
fichtner-f@spreetal.de und

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen

erhoben werden. 

Mit Ablauf dieser Frist sind für dieses Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 16. Februar 
2023. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vor-
haben erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die 

https://www.uvp-verbund.de
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung 
sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben 
haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber 
der Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen wer-
den, wird der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen 
fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und 
fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden.

Der Veranstaltungsort wird gesondert öffentlich bekannt 
gemacht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb einer Broilermastanlage
in 15306 Seelow

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Landesamtes für Umwelt 

und des Landkreises Märkisch-Oderland, 
untere Wasserbehörde

Vom 8. November 2022

Die Firma Landwirtschaftliche Vermögensverwaltungsgesell-
schaft Seelow mbH, Feldstraße 3 in 15306 Seelow, beantragt die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf den Grundstücken in der Gemarkung Seelow, 
Flur 4, Flurstücke 1017 und 1018 eine Broilermastanlage zu er-
richten und zu betreiben (Az.: G02221).

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Umbau der vor-
handenen Ställe, die in der Vergangenheit für die Rinderhaltung 
genutzt wurden, zu einer Hähnchenmastanlage mit 58 500 Tier-
plätzen. Dazu sollen die drei Ställe für die Hähnchenmast her-
gerichtet und mit jeweils einem Wintergarten versehen werden. 
Des Weiteren werden die erforderlichen Nebenanlagen errich-
tet beziehungsweise hergerichtet. 

Für das Vorhaben wurde darüber hinaus eine wasserrechtliche 
Erlaubnis gemäß § 8 in Verbindung mit § 10 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) zur Benutzung eines Gewässers bei der 
unteren Wasserbehörde des Landkreises Märkisch-Oderland 
beantragt. Gegenstand dieses Verfahrens ist die Einleitung von 
Niederschlagswasser in Gewässer.

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1.3.1 EG des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 7.3.2 A 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits
prüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Januar 2024 vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung der Genehmigungsanträge sowie der dazugehö
rigen erforderlichen Unterlagen und der entscheidungserheb
lichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, wird gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
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Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine 
Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigungsanträge sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen und die entscheidungserheblichen Berichte 
und Empfehlungen, die der Behörde im Zeitpunkt der Bekannt-
machung vorliegen, sind einen Monat vom 16. November 
2022 bis einschließlich 15. Dezember 2022 über das länder
übergreifende zentrale UVP-Internetportal unter https://www.
uvp-verbund.de/ jederzeit und für jedermann einsehbar.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden die Genehmigungsanträge sowie die dazu
gehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei folgenden 
Behörden ausgelegt und können dort während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden:

-	 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frank-
furt (Oder),

-	 im Landkreis Märkisch-Oderland, untere Wasserbehörde, 
Puschkinplatz 12, Haus B, Zimmer B 005 in 15306 Seelow 
und

-	 in der Stadt Seelow, Küstriner Straße 61, 3. Etage, Bauamt, 
in 15306 Seelow.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 im Landesamt für Umwelt 
	 unter der Telefonnummer 0335 60676-5182 
	 oder per E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de,
-	 im Landkreis Märkisch-Oderland bei der unteren Wasser-

behörde unter der Telefonnummer 03346 850-7308 
	 oder per E-Mail: reiner_labitzke@landkreismol.de und
-	 in der Stadt Seelow 
	 unter der Telefonnummer 03346 802-150 
	 oder per E-Mail: bauamt@seelow.de.

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Be-
standteil der veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten 
auch die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglich-
keit, insbesondere Angaben zu Schall, Geruch, Ammoniak und 
Stickstoff, Staub und Keime, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 16. November 2022 bis einschließlich 
16. Januar 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID G02221 
schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Pots-
dam, beim Landkreis Märkisch-Oderland, untere Wasserbehörde, 
Puschkinplatz 12 in 15306 Seelow oder bei der Stadt Seelow, 
Küstriner Straße 61 in 15306 Seelow erhoben werden. Mit Ablauf 

dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen. 

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 14. März 2023 
um 10 Uhr im „Haus am Park“, Hoher Weg 12 in 15328 Alt 
Tucheband. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen 
das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit 
dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von 
Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen 
gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller 
zu erläutern. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgen-
den Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 

https://www.uvp-verbund.de/
https://www.uvp-verbund.de/
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I  
S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom  
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts
gesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1237)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Landkreis Märkisch-Oderland
Der Landrat

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Bekanntmachung
der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Vom 20. Oktober 2022

Die Sitzung der Vertreterversammlung der Deutschen Renten-
versicherung Berlin-Brandenburg findet am

Dienstag, den 13. Dezember 2022, 11 Uhr

im Sitzungssaal der Deutschen Rentenversicherung Berlin-
Brandenburg am Standort Berlin, Knobelsdorffstraße 92 in 
14059 Berlin statt.

Die Sitzung ist öffentlich, soweit nicht personelle Angelegen-
heiten behandelt werden.

Hinweis:

Sollte coronabedingt der Sitzungstermin oder der Sitzungsort 
geändert werden müssen, wird dies im Internet unter  
www.deutsche-rentenversicherung.de/BerlinBrandenburg noch 
vorher bekanntgegeben.

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg

Folgende abhandengekommene Dienstausweise werden hier-
mit für ungültig erklärt:

Frau Marita Thielsen, Dienstausweis-Nr. 206 628, ausgestellt 
am 24. September 2012, gültig bis 31. August 2022

und

Frau Justizvollzugshauptsekretärin Sabrina Babenschneider, 
Dienstausweis-Nr. 219 428, ausgestellt am 10. Februar 2020.

Zentraldienst der Polizei

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstausweis 
von Frau Katharina Donath, Dienstausweisnummer 208849, 
Kartennummer 0823, Farbe grau, ausgestellt am 20.11.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/BerlinBrandenburg
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Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Frau Dörte Lugert, Dienstausweisnummer 202648, 
Kartennummer 0549, Farbe grau, ausgestellt am 18.04.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Andreas Pähle, Dienstausweisnummer 108825, 
Kartennummer 01991, Farbe blau, ausgestellt am 03.05.2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.
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